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Kassel, am 03.09.2015

Ihr Zeichen: 30 Js 5948/15

Sehr geehrte Damen und Herren,

Hinsichtlich der mit Schreiben vom 17.08.2015 (Poststempel vom 24.8.2015) erfolgten  
Zurückweisung meiner Strafanzeige vom 27.09.2014 lege ich frist- und formgemäß

Sofortige Beschwerde

ein. Ich erweitere die Strafanzeige auf Rechtsbeugung durch den Richter im Verfahren O 42/12 und 
8  65/12 des LG Mönchengladbach. Dies Akten sind beizuziehen, ebenso die ersichtlichen Akten 
des OLG Düsseldorf.

Die Staatsanwaltschaft nimmt schon zu Unrecht an, dass ich die Verfahren 8 O 42/12 und 8  65/12 
verloren hätte. Das ist nicht richtig, weil die Herren „Rechtsanwälte“ Berger und Buchholz nach 
zwei klaren Entscheidungen des OLG Düsselorf, für die Euroweb Internet GmbH den Antrag auf 
den Erlass der einstweiligen Verfügung zurück nahmen (8 O 42/12) und auf die Erhebung der 
Hauptsacheklage verzichteten. Verloren hat formal die Euroweb Internet GmbH.

Dies geschah, nachdem das OLG Düsseldorf mir im Widerpruchsverfahren Prozesskostenhilfe mit 
einer sehr eindeutigen Begründung  gewährte, nachdem das der für die Verfahren 8 O 42/12 und 
8 O 65/12 zuständige Richter des LG Mönchengladbach par tout  nicht wollte. Hier liegt der an 
Gewissheit grenzende Verdacht vor, dass dieser das Recht gebeugt hat.

• So hatte der Richter zunächst behauptet, ein Prozesskostenhilfeantrag könne nur durch ein 
Anwalt gestellt werden, was mit dem Gesetz absolut nicht in Übereinstimmung zu bringen 
ist. Zudem ist das auch völlig verstandeswidrig, weil es bei der PKH gerade vor allem um 
die Anwaltskosten geht.

• Danach wurde ich, dem Recht eben so deutlich zu wider, von der Kammer aufgefordert, 
Kopierkosten zu zahlen. Das Verfahren um die Prozesskostenhilfe ist jedoch völlig 
kostenfrei, zudem ist der PKH-Antrag durch den Rechtspfleger des Gerichts zu 
protokollieren, für die Ausfertigungen des Protokolls fallen ebenfalls keine Kosten an, die 
dem Antragsteller weiter berechnet werden können.

• Sodann hatte der Richter meinen Prozesskostenhilfeantrag zurück gewiesen ohne auf mein 
Vorbringen einzugehen, dass es hinsichtlich des Antrages an der Aktivlegitimierung fehle, 
weil von dem Satz, wonach seitens der Kanzlei „Berger Law LLP“ keine 10 Cent an 
Verstand investiert worden seien , eben die Anwaltskanzlei und keinesfalls die Euroweb 
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Internet GmbH betroffen sei.
• Auch in den beiden Beschwerdeverfahren wegen der zurück gewiesenen 

Prozesskostenhilfeanträge ist der Richter mit keinem Wort auf meinen Vortrag eingegangen. 
Er hat den Kern meines Vortrages mit einer nicht hinnehmbaren Beharrlichkeit ignoriert.

Das sind alles Sachen, die ein blutiger Rechtslaie, ja sogar ein „juristischer Volltrottel“  leicht 
(er)kennt. Dem Richter, der Jurist ist, müssen seine außerordentlich groben Fehlentscheidungen 
definitiv aufgefallen sein, andernfalls wäre er mit einer Gesetzes- und/oder Tatsachenresistenz 
„gesegnet“, welche eine weitere Tätigkeit nicht erlauben.Der Richter kann also nur schwere 
Krankheit vorschützen. Ich habe den Richter mindestens 4 (vier) mal mit dem Umstand konfrontiert
- und dabei deutliche Worte gebraucht – dass die Antragstellerin/Klägerin gar nicht die Betroffene 
von der Äußerung ist. Dem Richter gehört der Kopf abgeschraubt und wenn dieses allein deswegen 
geschieht, damit mal nachgesehen werden kann, was wohl die Ursache dieser höchst 
bemerkenswerten und nur durch Krankheit oder Absicht erklärbaren Evidenzresistenz ist! Ein 
einfacher Irrtum ist durch meinen viermaligen und deutlichen Vortrag ausgeschlossen.

Mithin spricht fast alles (eben außer dem Gedanke an eine extreme und anhaltende 
Wahrnehmungsstörung) dafür, dass der zuständige Richter das Recht absichtlich gebeugt hat, um zu
vertuschen, dass er den, mit allem Verlaub höchst idiotischem Antrag auf den Erlass der Verfügung 
ungeprüft durchgewunken hat. Und ich gehe davon aus, dass, wäre das OLG nicht eingeschritten, er
die, von mir klar diagnostizierte Rechtsbeugung, auch in diesem Verfahren fortgesetzt hätte um sein
grobes Fehlverhalten, hier das Nichtprüfen des Antrages auf den Erlass der einstweiligen 
Verfügung, zu verschleiern.

Ich trage also nach, dass nicht nur Prozessbetrug der Anwälte Berger und Buchholz vorlag, welche 
sich durch das Verfahren bereichern wollten und hierfür die Euroweb Internet GmbH als 
Antragstellerin bzw. Klägerin vorschoben um eine Entscheidung nach dem strengeren UWG  auch 
nur halbwegs begründen zu können.

Fakt ist auch, dass die Anwälte sich bereichern wollten. Denn auch denen wäre ganz klar böse 
Absicht oder eine extreme und lang anhaltende, die Berufsausübung verhindernde 
Wahrnehmungsstörung („geistiger Verfall“) nachzusagen, falls diese noch immer behaupten, denen 
wäre nicht aufgefallen, dass die im Satz explizit genannte „Berger Law LLP“ Betroffene der 
Äußerung ist.

Besonders auffällig ist der „Mut“ der angezeigten Berger und Buchholz, welche offenbar mit der 
Rechtsbeugung fest rechneten, denn auch diese wussten doch sehr genau, dass diese selbst und 
nicht etwa die Euroweb Internet GmbH die Betroffenen von der Äußerung waren, wonach eben 
diese selbst keine 10 Cent an Verstand investierten – weil die den nicht hatten. Ich gehe also sogar 
davon aus, dass der Richter und die beiden Anwälte sich zur gemeinschaftlichen Begehung der 
Straftat verabredet hatten, denn ansonsten wäre der gesamte Vorgang ein derartiger Nonsens, dass 
bei dessen angemessener Würdigung sowohl der Anwaltsberuf als auch der Beruf des Richters in 
der derzeitigen Form zum Schutz der Gesellschaft abgeschafft werden sollten, weil diese erweislich
auch dann tätig sind, wenn diese für den Job zu blöd sind und der Gesellschaft, hier der 
Legitimierung des Rechtsstaats, erheblich schaden.

Mit freundlichen Grüßen

Jörg Reinholz
Kassel, am 3. September 2015


